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(Nr. 14345.) Polizeiverordnung, betreffend Ergänzung der Polizeiverordnung über die Einrichtung und 
den Betrieb von Mangelſtuben und Waſchküchen vom 12. Dezember 1935 (Geſetzſamml. 
S. 160). Vom 18. Auguſt 1936. 


Auf Grund des Polizeiverwaltungsgeſetzes vom 1. Juni 1931 (Geſetzſamml. S. 77) wird für 
das Land Preußen folgende Polizeiverordnung erlaſſen: 


Sch 
Der $ 10 der Polizeiverordnung über die Einrichtung und den Betrieb von Mangelſtuben und 
Waſchküchen vom 12. Dezember 1935 (Geſetzſamml. S. 160) erhält folgende Faſſung: 
Ausnahmen in beſondeven Fällen. 

(1) In beſonderen Fällen können die Ortspolizeibehörden Ausnahmen von den 
Vorſchriften dieſer Polizeiverordnung zulaſſen, insbeſondere die Friſt gemäß § 9 ver- 
längern. Vor Erteilung dieſer Ausnahmen ſind das zuſtändige Gewerbeaufſichtsamt und 

die zuſtändige Berufsgenoſſenſchaft gutachtlich zu hören. Andererſeits kann die Orts⸗ 
polizeibehörde im Bedarfsfall die Friſt gemäß § 9 verkürzen. 

(2) Die Vorſchriften der SS 4 bis 8 über die beſonderen Beſtimmungen für Waſch— 
und Mangelgeräte mit motoriſchem Antriebe treten außer Kraft, ſoweit von der zu— 
ſtändigen Berufsgenoſſenſchaft durch allgemeine Anordnung Ausnahmen von den Unfall- 
verhütungsvorſchriften zugelaſſen worden ſind. 


§ 2. 


Dieſe Polizeiverordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. 
Berlin, den 18. Auguſt 1936. 


Der Reichs- und Preußiſche Miniſter des Innern. 
In Vertretung: 


Himmler. 


Geſetzſammlung 1936. (14 345—14 347.) 3 6 20 
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(Nr. 14346.) Polizeiverordnung über Einrichtung und Betrieb von Getränkeſchankanlagen. Vom 
1. September 1936. 

Auf Grund des Polizeiverwaltungsgeſetzes vom 1. Juni 1931 (Geſetzſamml. S. 77) und des 
Geſetzes, betreffend die Koſten der Prüfung überwachungsbedürftiger Anlagen, vom 8. Juli 1905 
(Geſetzſamml. S. 317) in der Faſſung vom 11. Juni 1934 (Geſetzſamml. S. 315) wird für das Land 
Preußen folgende Polizeiverordnung erlaſſen: 


Dieſe Polizeiverordnung findet Anwendung auf alle Anlagen, die zum gewerblichen Aus⸗ 
ſchank von Getränken benutzt werden. Auf die zum Ausſchank der Getränke benutzten Druckbehälter 
für Kohlenſäure finden die Beſtimmungen der Polizeiverordnung über die ortsbeweglichen ge— 
ſchloſſenen Behälter für verdichtete, verflüſſigte und unter Druck gelöſte Gaſe (Druckgasverordnung) 
vom 2. Dezember 1935 (Geſetzſamml. S. 152) ſoweit Anwendung, als in dieſer Verordnung nicht 
anderes beſtimmt wird. 

g 8 a: 2 

Die Getränkeſchankanlagen müſſen in bezug auf Werkſtoff, Abmeſſungen und Sicherheits- 
anforderungen entſprechend den anerkannten Regeln der Technik und Hygiene errichtet, betrieben 
und unterhalten werden. Als ſolche Regeln gelten insbeſondere die im Miniſterialblatt für Wirt⸗ 
ſchaft veröffentlichten und mit der Veröffentlichung in Kraft getretenen techniſchen Grundſätze für 
Einrichtung und Betrieb von Getränkeſchankanlagen. 


8 

(4) Der Polizeipflichtige hat vor der erſtmaligen Einrichtung von Getränkeſchankanlagen und 
vor weſentlichen Veränderungen beſtehender Anlagen der Ortspolizeibehörde ſchriftlich Anzeige zu 
erſtatten unter Beifügung von Unterlagen, welche die zum Ausſchank kommenden Getränke und die 
weſentlichen Anlageteile nach Art und Lage eindeutig erkennen laſſen. Die Erlaubnis zur Benutzung 
oder Weiterbenutzung der Anlage wird von der Ortspolizeibehörde nach Feſtſtellung der vorſchrifts⸗ 
mäßigen Beſchaffenheit der Anlage ſchriftlich erteilt. Bei einem Wechſel in der Perſon des Polizei⸗ 
pflichtigen hat der Betriebsnachfolger dies der Ortspolizeibehörde anzuzeigen. a 

(2) Bei den für vorübergehende Benutzung bei Volks⸗, Wieſenfeſten, Kirmeſſen und dergleichen 
beſtimmten Getränkeſchankanlagen gelten die Beſtimmungen des vorſtehenden Abſatzes nicht, ſofern 
vor der Inbetriebnahme eine ſchriftliche Anzeige mit Angaben über die Art der zum Ausſchank 
vorgeſehenen Getränke und über die Art und den Umfang der Getränkeſchankanlagen bei der zu⸗ 
ſtändigen Ortspolizeibehörde ſo rechtzeitig eingereicht wird, daß eine polizeiliche Prüfung der An⸗ 
lage vor der Benutzung noch möglich iſt. 

' SA. 

(1) Zu den Getränkeſchankanlagen gehören alle Lager- und Schankräume und Einrichtungen, 
die dem Getränkeausſchank unmittelbar oder mittelbar dienen. Auch Vorrichtungen zum Füllen von 
Syphons, Bierkrügen und Flaſchen gelten als Teile der Getränkeſchankanlage, dagegen nicht Flaſchen, 
in denen oder aus denen den Gäſten Getränke verabreicht werden. 

(2) Getränke im Sinne dieſer Verordnung ſind Bier, Limonaden, Brauſelimonaden, Kunſt⸗ 
brauſelimonaden, Tafelwäſſer, Wein, dem Weine ähnliche Getränke, weinhaltige Getränke, Trauben⸗ 
moſt, Traubenſüßmoſt, Obſtmoſt, Obſtſüßmoſt, Verdünnungen aus Traubenſüßmoſt, Trauben⸗ 
dickſaft und dergleichen. 6 

(3) Als weſentliche Veränderungen in Getränkeſchankanlagen gelten insbeſondere: 

a) der Einbau zuſätzlicher Getränkeleitungen und Leitungsabzweigungen; 

p) die Ortsveränderung der Getränkeſchankanlage; 

e) der Erſatz oder der Umtauſch von Druckminderventilen oder Sicherheitsventilen; 

d) der Erſatz von Prüfvorrichtungen durch ſolche gleicher oder anderer Bauart. 


§ 5. 

Getränkeſchankanlagen dürfen nur mit Druckmitteln betrieben werden, wenn die unter Druck 
kommenden Anlageteile gegen gefährliche Beanſpruchung durch zuverläſſig wirkende Sicherheitsvor⸗ 
richtungen (Druckminderventil, Sicherheitsventil) geſichert und mit mindeſtens einem richtig an- 
zeigenden Druckmeſſer (Manometer) ausgerüſtet ſind. 


\ 
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§ 6. 
(1) Als Druckmittel zur Förderung der Getränke darf nur Kohlenſäure verwendet werden. 
(2) Jedes Zurückbefördern der Getränkeflüſſigkeit aus der Leitung in das Faß oder in einen 
anderen Vorratsbehälter zum Zwecke der Wiederverwendung zum Ausſchank iſt verboten. 


§ 7. 

Die Getränkeſchankanlagen ſind ſo aufzuſtellen, daß ſie in allen ihren Teilen allſeitig leicht 
zugänglich ſind und beſichtigt werden können. Die Anlagen und ihre Aufſtellungsräume ſind ſtets 
ſauber zu halten. In den Anlageräumen, in deren unmittelbarer Nähe und in den Getränfelager- 
räumen dürfen Gegenſtände und Stoffe, die auf die lagernden Getränke nachteilig wirken können, 
nicht aufbewahrt werden. 

5 § 8. 

Die Art der Reinigung von Einrichtungen, die dem Ausſchank oder dem Schankbetriebe 
dienen, iſt dem Polizeipflichtigen überlaſſen, ſofern nicht auf Grund dieſer Polizeiverordnung anderes 
beſtimmt' wird. Die Anwendung von geſundheitlich bedenklichen Reinigungsverfahren und Reini- 
gungsmitteln iſt verboten. Über die erfolgte Reinigung der Getränkeleitungen und ihrer Zubehör⸗ 
teile iſt vom Polizeipflichtigen ein ſchriftlicher Nachweis zu führen, der dem Prüfungsbuche bei- 
zuheften iſt. Die erforderlichen ſchriftlichen Eintragungen ſind ſofort nach jeder Reinigung vorzu—⸗ 
nehmen, ſie müſſen Angaben über Jahr und Tag, Art der Reinigung, Anzahl und Bezeichnung 
der gereinigten Getränkeleitungen und Anlageteile ſowie die Unterſchrift des Ausführenden 
enthalten. ’ 

8 9. 

(1) Sicherheitsvorrichtungen (Sicherheitsventile, Druckminderventile, Druckmeſſer) und Aus⸗ 
rüſtungsteile (Getränkefänger, Rückſchlagventile und dergleichen), Reinigungsmittel, Reinigungs⸗ 
vorrichtungen und Reinigungsverfahren können auf Antrag bei einer oder mehreren vom Wirt⸗ 
ſchaftsminiſter im Benehmen mit dem Innenminiſter zu beſtimmenden Stellen auf ihre Zuver⸗ 
läſſigkeit, Eignung und Unbedenklichkeit geprüft werden. 

(2) Die mit dem Antrag und der Prüfung verbundenen Koſten hat der Antragſteller zu tragen. 


§ 10. 

() Die erſte Abnahme und die laufende Unterſuchung der Getränkeſchankanlagen erfolgt durch 
die zuſtändige Ortspolizeibehörde, die ſich der Mitwirkung von Sachverſtändigen bedienen kann. 

(2) Der jeweilige Unterſuchungsbefund wird von dem amtlich hierzu Beauftragten in ein vom 
Polizeipflichtigen für jede Schankſtelle beſonders zu beſchaffendes Prüfungsbuch nach beiliegendem 
Muſter eingetragen. Dieſes Buch iſt mit der Erlaubnis zur Benutzung der Getränkeſchankanlage 
(5 3) und mit den ſonſtigen auf Grund dieſer Verordnung vorgeſchriebenen Nachweiſen in der Nähe 
der Anlage zur Einſichtnahme für die amtlich befugten Perſonen bereitzuhalten. 

(3) Die Anlagebeſitzer haben die Prüfung und Überwachung ihrer Getränkeanlagen durch die 
Polizei oder deren Beauftragte jederzeit zu geſtatten und zu ermöglichen, die nötigen Arbeitskräfte 
und Vorrichtungen bereitzuſtellen und die Koſten der Prüfung und Überwachung zu tragen. 

(4) Die Koſten werden nach einer Gebührenordnung erhoben, die vom Wirtſchaftsminiſter 
feſtgeſetzt und im Miniſterialblatt für Wirtſchaft veröffentlicht wird. 


8 1 
Ausnahmen von den Beſtimmungen dieſer Polizeiverordnung können auf Antrag für einzelne 
Anlagen von den Landespolizeibehörden zugelaſſen werden. Die Ausnahmen ſind ſchriftlich zu er⸗ 
teilen und der Erlaubnisurkunde beizuheften. Allgemein geltende Ausnahmen werden von dem 
Wirtſchaftsminiſter zugelaſſen. 
§ 12. 
Für beſtehende Anlagen iſt die nach $ 3 vorgeſchriebene polizeiliche Zulaſſung bis zum 1. Juli 
1937 unter Beifügung von Unterlagen, aus denen die Anlage in ihren weſentlichen Punkten erkenn⸗ 
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bar iſt, zu beantragen. Anderungen auf Grund von Vorſchriften dieſer Verordnung, die über 
bisher geltende Beſtimmungen hinausgehen, können für beſtehende Anlagen nur gefordert werden, 
wenn bei Belaſſen des vorhandenen Zuſtandes erhebliche Geſundheits- oder Unfallgefahren zu be⸗ 
ſorgen ſind. 

§ 13. 

Für jeden Fall der Nichtbefolgung dieſer Polizeiverordnung wird hiermit die Feſtſetzung eines 
Zwangsgeldes in Höhe bis zu 150 RM, im Nichtbetreibungsfall eine Zwangshaft bis zu zwei 
Wochen angedroht. 

§ 14. 5 
Dieſe Polizeiverordnung tritt am 1. Januar 1937 in Kraft; gleichzeitig werden alle bis- 
herigen entgegenſtehenden Beſtimmungen über Einrichtung und Betrieb von Getränkeſchankanlagen 
aufgehoben. 8 


Berlin, den 1. September 1936. 


Zugleich für den Reichs⸗ und Preußiſchen 
Miniſter des Innern: 


Der Reichs- und Preußiſche Wirtſchaftsminiſter. 
Im Auftrage: 
Sarnow. 
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— Seite 1 — Anlage zu § 10. 


(Die Seiten 4a und 4b find für den Antrag des Polizeipflichtigen beſtimmt) 


Prüfungsbuch 


für eine Getränkeſchankanlage. 


e e e en 


(Ort, Straße, Hausnummer) 


eee e ee a 
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— Seite 2 — i 

Zahn und et der Geträne Leitungen! 88 

ahne Za hähne = — 

Art der Prüfvorrich tungen = = 

Art der Kühloorrichtungen: .............. = 

Datum der erſten amtlichen Unterſuchung auf ä 

vorſchriftsmäßige Beſchaffenheite — = 
Folgende Sicherheitsvorrichtungen find vorhanden: 
I. Druckminderventile: 
FFCCCCCVC (Beszeichnuni ), nn (Kennzeichen) 
r e Tl! 3 ) 
q ee N (Br ee 8 6 ) 
% 8 Be VVV 6 899 ) 
N 66 SE .... „ ) 
II. Sicherheitsventile: 

EN ee ( Bezeihnnngß)), 8 (Kennzeichen) 
)%%%%%% ... EN 6 7)7%ͤ%***VVF an 6 ) 
3. „%%% ( . N RS 68 ) 
4. RR 8 FVV E ) 
5 ( 5 FCC 6. ) 


III. Druckmeſſer: Anzahl: 
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— Seite 3 — 


Die Erlaubnis zur Inbetriebnahme der Getränkeſchankanlage, deren Beſchreibung dieſem 
Prüfungsbuche beigeheftet iſt, wird nach erfolgter Feſtſtellung der vorſchriftsmäßigen Beſchaffenheit 
der ganzen Anlage nach Maßgabe der Beſtimmungen der Polizeiverordnung über Einrichtung und 


Betrieb von Getränkeſchankanlagen hiermit erteilt. 
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— Seite da — 


An die Polizeibehörde 


Anzeige und Antrag auf Erlaubnis zur Benutzung einer Getränkeſchankanlage gemäß § 3 
der Polizeiverordnung über Einrichtung und Betrieb von Getränkeſchankanlagen vom 1. Sep⸗ 


tember 1936. 


meldet hiermit die nachſtehend beſchriebene Getränkeſchankanlage anl- 


1 Sumalusiantatontmensrs ne ne VVV e 
2. Die Anlage beſteht aus Getränkeleitungen. 
Die Milage wird hit Kohlenſeu ee betrieben. 


4. — Das — die — Druckminderventil .. — hat — haben — folgende Kennzeichen: 
e ee V . © 
Nate des Deritellerss s een N ·˙¹r ORTES. 
eee, kenn 

5. — Das — die — Sicherheitsventil 
e, e ERHALT: V 
Nein de erer, EN Re 
nnn en RAN 


— bläſt — blaſen — bei einem Überdrucke von 2 kg/ em? ſicher ab. 
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— Seite 4b — 


6. Der — die — Druckmeſſer — hat — haben — bei 2 kg/em? Überdruck eine deutliche rote 
Marke und eine Skaleneinteilung von 0 bis 4 kg/em? und — kann — können — von der 
Schankſtelle aus gut beobachtet werden. 

7. Die Getränkeleitungen beſtehen aus 
und haben durchweg einen lichten Durchmeſſer von.... mm. Die Verbindungen find — 
verlötet — verſchraubt —. 

8. In jeder Leitung iſt ein Getränkefänger eingebaut. Die Verbindung zwiſchen Anſtichvor⸗ 
richtung und Getränkefänger beſteht aus — bleifreiem Gummiſchlauch — aus =; 

9. An Prüfvporieg , p ĩ ĩ 

10. Die Kühlvorrichtung beſteht aus — zylindriſch — flachgewickelten Schlangen mit — 


maſchineller — Eis- — Kühlung. 


11. Die Getränkebehälter (Fäſſer und dergleichen) werden im — Keller — Erdgeſchoß 
N ten Obergeſchoß — unter der Schankſtelle aufbewahrt. 

12. Die Schankſtelle und die Spülvorrichtung befinden ſich für die Gäſte ſichtbar in...... 

i der lage iſt in ß ñ NEIN IE 
Verteiler (. Anlage A Abſchnitt E Ziffer 7 zur Polizeiverordnung) eingebaut. 

14. Die Getränkeleitungen find gemäß Anlage A Abſchnitt E Ziffer gekennzeichnet durch.. 


(Unterſchrift des Polizeipflichtigen) 
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Ot 


10. 


ile 


— Seite 5 — 


Prüfungsniederſchrift über die erſte amtliche Prüfung. 


een , RB EUR... e e Aa 
Zum Ausſchank komme... 
Die Anlage beſteht uns gene kenne Getränkeleitungen. 


Die Anlage wird mit Kohlenſäu re betrieben. 


Das - die - Druckminderventil .... hat - haben - folgende Kennzeichen: 


ff ae ee 


bi NamerDesgyeritellersr on... en... 888 


e Nie 


Das — die — Sicherheitsventil. 


e B iiü 88 e 
b) Name. des Herſtellee sss 88888 EB 


O)ESIRLIITITIIERS lll 88 


Der Druckmeſſer hat bei 2 kg/em? Überdruck eine deutliche rote Marke und eine Skalenein⸗ 


teilung von 0 bis 4 kg/em2. Er kann von der Schankſtelle aus gut beobachtet werden. 


Die Getränkeleitungen beſtehen aus ĩ 88 


und haben durchweg einen lichten Durchmeſſer von. mm. Die Verbindungen 
find verlötet - verſchraubt — 


In jeder Leitung iſt ein Getränkefänger eingebaut. Die Verbindung zwiſchen Anſtichvor— 


richtung und Getränkefänger beſteht aus - bleifreiem Gummiſchlauch - auns 


An Prüfvorrichtungen find vorhandttnn;ĩ;ö 
Die Kühlvorrichtung beſteht aus zylindriſch — flachgewickelten Schlangen mit - maſchineller - 
Eis⸗ - Kühlung. 2 

Die Getränkebehälter werden im Keller - Erdgeſchoß .. Obergeſchoß - unter der 


Schankſtelle aufbewahrt. 


13. 


14. 


15. 
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— Seite 6 — 


Die Schankſtelle und die Spülvorrichtung befinden ſich für die Gäſte ſichtbar im 


Inder Anlage ji 88 
Verteiler (ſ. Anlage A Abſchnitt E Ziffer 7 zur Polizeiverordnung) eingebaut. 


Die Milgge iſt geliefert gon der Firn sms ee alien 


(Unterſchrift des amtlichen Prüfers) 


Nachtrag für weſentliche Anderungen der Anlage. 
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— Seite 7 bis 20 — 


Prüfungsbeſcheinigung für Getränkeſchankanlagen. 


ibeſend ag,, Sn N nt 155 
. Die Getränkeſchankanlage war — nicht — in Betrieb und entſprach in ihrer Aufſtellung — 


nicht — den Beſtimmungen vorſtehender Polizeiverord nung... Nan . e 
3. Weſentliche Veränderungen wurden — nicht — feſtgeſtelltllWQQc&cdcw&ỹæỹꝶnʒl n... 
4. Die Kohlenſäureflaſche war — nicht — befeſtigt und — nicht — gegen Wärmeeinwirkung ge- 
M .... ĩ ry > 
D de Dene, Nünm nr, 
gab — gaben — zu — keinen — folgenden — Beanſtandungen Anlan Est: 
% Das die Pr Sicherhenisperkei(e) rer mn Mir 
gab — gaben — zu — keinen — folgenden — Beanſtandungen Anlaß: 
7. Der — die Druckmeſſer — gab — gaben — zur Beanſtandung — keinen — folgenden — Anlaß: 


Die Getränkeleitungen und Anſtichvorrichtungen gaben nach dem Befunde der Kontrollvor— 


richtungen zu keinen — folgenden — Beanſtandungen Anlaß: . EN SER 


5 Der ſchriftliche Nachweis der vorgeſchriebenen regelmäßigen Reinigung der Getränkeleitungen 


iſt — nicht — vorſchriftsmäßig geführt. 
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10. Sonſtige Beanſtandungen: Ju 8 


Die oben bezeichneten Beanſtandungen ſind bis zummmmmmnnñxĩ?ĩ -V 


zu beſeitigen. 


V i 
(Ort) 
kUunterſchrift des Prüfenden d 
Für die Nachprüfung: Die Mängel zu Ziffer ſind — nicht — beſeitigt 
e inn 
(Ort) 
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— Seite 21 bis 30 — 


einigungsnachweis. 


Datum Bezeichnung 5 Datum Bezeichnung 5 

der der Die der der Die 
letzten gereinigten Art der Reinigung Reinigung letzten] gereinigten Art der Reinigung Reinigung 
Reini-] Getränke⸗ wurde Reini⸗ Getränke⸗ wurde 
gung leitungen ausgeführt] gung] leitungen ausgeführt 
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(Nr. 14347.) Verordnung zur Durchführung des Artikels 1 § 2 Abſ. 2 des Geſetzes zum Schutze des 
Einzelhandels in der Stadt Frankfurt a. M. Vom 8. September 1936. 


Auf Grund der Vorſchrift des Artikels IS 2 Abſ. 2 Satz 2 des Geſetzes zum Schutze des 
Einzelhandels vom 12. Mai 1933 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 266) in der Faſſung der Geſetze vom 
27. Juni 1934 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 523) und 13. Dezember 1934 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 1241) und 
vom 9. Mai 1935 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 589) wird folgendes beſtimmt. 


Sa 
„Als Gemeindebezirk im Sinne der Vorſchrift des § 2 Abſ. 2 Satz 1 des Geſetzes zum Schutze des 
Einzelhandels gelten innerhalb der Stadt Frankfurt a. M. folgende Stadtteile: 3 
1. der hiſtoriſch gewordene Stadtkern, der durch den Anlagenring geographiſch ſcharf von der 
übrigen Außenſtadt abgegrenzt iſt, und das ſogenannte Bahnhofsviertel bis zum Haupt⸗ 
bahnhof; a 
2. äußerer Stadtbezirk einſchließlich der Vorſtädte Bockenheim und Bornheim; 

Sachſenhauſen mit Oberrad, Niederrad und Schwanheim; 

4. die nördlichen und öſtlichen Vororte, d. h. Rödelheim, Hauſen, Praunheim, Niederurſel, 
Bonames, Heddernheim, Eſchersheim, Ginnheim, Eckenheim, Preungesheim, Berkersheim, 
Seckbach, Fechenheim; 

das Stadtgebiet Höchſt mit Griesheim, Nied, Soſſenheim, Unterliederbach, Sindlingen, 
Zeilsheim. 


us 


[by | 


§ 2. 
„Die Beſtimmung des § 1 findet keine Anwendung, ſoweit bereits vor Inkrafttreten dieſer 
Verordnung zum Zwecke der Verlegung einer Verkaufsſtelle Verkaufsräume gemietet oder bauliche 
Veränderungen an einem Grundſtücke vorgenommen worden ſind. 


§ 3. 


Dieſe Vorſchrift tritt mit dem Tage nach ihrer Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 8. September 1936. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Wirtſchaftsminiſter. 


In Vertretung: 


Poſſe. 


Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Rechtsverordnungen 
(8 2 des Geſetzes vom 9. Auguſt 1924 — Geſetzſamml. S. 597 —). 


Im Deutſchen Reichsanzeiger und Preußiſchen Staatsanzeiger Nr. 179 vom 4. Auguſt 1936 ift 
eine von dem Miniſter des Innern für das preußiſche Staatsgebiet erlaſſene viehſeuchenpolizeiliche 
Anordnung vom 1. Auguſt 1936 über die Ein- und Durchfuhr von Einhufern aus Frankreich veröffent— 
licht worden, die am 15. Auguſt 1936 in Kraft getreten iſt. 

Berlin, den 26. Auguſt 1936. 


Reichs- und Preußiſches Miniſterium des Innern. 


Dr. Grunau, uo 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanntgemacht: 
1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 22. Juli 1936 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadt Hettſtedt zum Ausbau einer Ver⸗ 
bindungsſtraße im Wohnſiedlungsgebiet an der Walbecker Chauſſee 
durch das Amtsblatt der Regierung in Merſeburg Nr. 34 S. 103, ausgegeben am 22. Auguſt 1936; 
der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 30. Juli 1936 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Mansfelder Seekreis zum Bau einer 
Straße zwiſchen Brucke und Nelben 
durch das Amtsblatt der Regierung in Merſeburg Nr. 34 S. 103, ausgegeben am 22. Auguſt 1936; 
3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 4. Auguſt 1936 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Provinzialverband der Rheinprovinz 
zum Bau einer im Zuge der linksufrigen Rheinſtraße bei Werlau geplanten neuen 
Straßenſtrecke N 
durch das Amtsblatt der Regierung in Koblenz Nr. 36 S. 135, ausgegeben am 22. Auguſt 1936; 
4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 4. Auguſt 1936 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Krefeld-Uerdingen zum 
Bau einer Verkehrsſtraße von der Glockenſpitz- bis zur Eſſener Straße 
durch das Amtsblatt der Regierung in Düſſeldorf Nr. 33 S. 221, ausgegeben am 15. Auguſt 1936; 


5. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 6. Auguſt 1936 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadt Berlin für die Herſtellung einer 
Notbrücke aus Anlaß des Ausbaues der Mühlendammſchleuſe in Berlin 
durch das Amtsblatt für den Landespolizeibezirk Berlin Nr. 66 S. 199, ausgegeben am 15. Auguſt 1936; 


6. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 6. Auguſt 1936 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadt Koblenz zum Bau einer Um⸗ 
gehungsſtraße im Zuge der Fernverkehrsſtraße Nr. 9 

durch das Amtsblatt der Regierung in Koblenz Nr. 36 S. 135, ausgegeben am 22. Auguſt 1936; 

7. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 14. Auguſt 1936 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich zum Erweiterungsbau 
einer Kaſerne in Frankfurt a. M. 
durch das Amtsblatt der Regierung in Wiesbaden Nr. 35 S. 144, ausgegeben am 29. Auguſt 1936; 


8. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 14. Auguſt 1936 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Land Preußen (Hochſchulverwaltung) 
zum Erweiterungsbau der Univerſitäts⸗Augenklinik in Berlin 


durch das Amtsblatt für den Landespolizeibezirk Berlin Nr. 69 S. 207, ausgegeben am 26. Auguſt 1936; 


9. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 19. Auguſt 1936 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Braunkohlen- und Brikett⸗Induſtrie⸗ 
Aktiengeſellſchaft — Bubiag — in Berlin zur Fortführung des Grubenbetriebs „Karl 
grube“ als Kippgelände in der Gemarkung Grünhaus der Gemeinde Koſtebrau 
durch das Amtsblatt der Regierung in Frankfurt(Oder) Nr. 36S. 203, ausgegeben am 5. September 1936; 


10. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 22. Auguſt 1936 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Land Preußen (Landwirtſchaftliche 
Verwaltung) für den Dragedurchſtich in der Gemarkung Hochzeit 
durch das Amtsblatt der Regierung in Frankfurt(Oder) Nr. 36.203, ausgegeben am5. September 1936; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 22. Auguſt 1936 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich für Reichszwecke in der 
Gemarkung Tzſchetzſchnow g 

durch das Amtsblatt der Regierung inFrankfurt( Oder) Nr. 36.203, ausgegeben am 5. September 1936. 


eo 
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